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1. Ausgangssituation 
Bis Ende 2011 waren Sozialleistungen (z.B. SGB II, SGB XII, Kindergeld) 14 Tage lang vor Pfändungen auf 

dem Girokonto geschützt. Seit dem 01.01.2012 kann ein Kontopfändungsschutz nur noch mit einem 

Pfändungsschutzkonto nach § 850k ZPO („P-Konto“) erreicht werden. Mit dem P-Konto wird sichergestellt, 

dass Sozialleistungen vor einer Pfändung geschützt werden und damit für die Sicherung des Lebensunterhalts 

zur Verfügung stehen. 

Das P-Konto kommt damit für alle Kunden infrage, die von Kontopfändungen bedroht sind oder denen 

Vollstreckungstitel bereits zugestellt sind sowie für Kunden, die Sozialleistungen beziehen und deren Konten 

überzogen sind. 

2. Wer hat einen Anspruch auf ein P-Konto? 
Jeder Kontoinhaber hat gegenüber seiner Bank einen gesetzlichen Anspruch darauf, dass sein bestehendes 

Girokonto in ein P-Konto umgewandelt wird (§ 850k Abs. 7 ZPO). Der Umwandlungsanspruch besteht auch 

dann, wenn für das Girokonto bereits Pfändungen zugestellt wurden. Jede Person darf nur ein 

Pfändungsschutzkonto unterhalten (§ 850k Abs. 8 ZPO). Gemeinschaftskonten können nicht umgewandelt 

werden. 

Was leistet das P-Konto? 
Das P-Konto bietet einen Kontopfändungsschutz zur Sicherung einer angemessenen Lebensführung des 

Schuldners und seiner Unterhaltsberechtigten. Hierfür wird das vorhandene Guthaben auf dem P-Konto bis zum 

sog. „Grundfreibetrag“ automatisch geschützt. Pfändende Gläubiger erhalten nur dann eine Zahlung, wenn das 

Kontoguthaben höher ist als der Freibetrag. Dieser Schutz gilt für alle Arten von Einkünften und damit auch für 

Erwerbseinkommen und Sozialleistungen. Über den Freibetrag können Kontoinhaber durch z.B. Barabhebungen, 

Überweisungen, Daueraufträge und Lastschriften frei verfügen. Auch im Falle einer Pfändung genießt der 

Kontoinhaber in diesem Rahmen weiterhin vollen Zugang zum Girokonto und kann Bankgeschäfte bis zum 

Freibetrag vornehmen. 

Durch die Verwendung eines P-Kontos kann sichergestellt werden, dass Zahlungen, die für einen von 

Kontopfändungen bedrohten Leistungsberechtigten geleistet werden, diesem auch tatsächlich zur Deckung seiner 

Bedarfe zur Verfügung stehen. 

Wie hoch ist der Grundfreibetrag? 
Der Grundfreibetrag beträgt derzeit 1.045,04 Euro je Kalendermonat (Stand: Juli 2013). 

Kann der Grundfreibetrag erhöht werden? 
Je nach Lebenssituation des Kontoinhabers/Schuldners kann der Freibetrag im Einzelfall erhöht werden. Der 

Grundfreibetrag kann insbesondere durch den Bezug nachfolgender Leistungen bzw. dem Bestehen folgender 

Verpflichtungen erhöht werden: 

 Es bestehen Unterhaltsverpflichtungen (für die erste zu unterhaltende Person um +393,30 Euro, für 
jede weitere bis zur fünften Person +219,12 Euro, Stand Juli 2013) 

 Es werden Sozialleistungen (SGB II / SGB XII) für andere Mitglieder der Bedarfsgemeinschaft 
entgegengenommen 

 Bezug von Kindergeld und/oder Kinderzuschläge 

 Bezug von Sozialleistungen, die zum Ausgleich eines durch einen Körper- oder Gesundheitsschaden 
bedingten Mehraufwandes erfolgen (z.B. Blindengeld, Pflegegeld) 

 Erhalt von Sozialleistungen, die als einmalige Leistung gezahlt werden 
Voraussetzung ist, dass die Leistungen auf das P-Konto gezahlt werden und der Kontoinhaber gegenüber seiner 

Bank entsprechende Bescheinigungen vorlegt. 

Im Übrigen ist es dem Vollstreckungsgericht ist es vorbehalten, auf Antrag des Schuldners oder des Gläubigers 

einen anderen pfändungsfreien Betrag festzusetzen (§ 850k Abs. 4 ZPO). 

Wer kann Bescheinigungen zur Erhöhung des Grundfreibetrags ausstellen? 
Gemäß § 850k Abs. 5 ZPO akzeptieren Banken Bescheinigungen von folgenden Stellen: 

 Arbeitgeber 

 Sozialleistungsträger 

 Familienkasse 

 Anerkannte Schuldner- und Insolvenzberatungsstellen und Personen im Sinne des § 305 Abs. 1 Nr. 1 
InsO 
Jede der o.g. Stellen ist aufgefordert, für Antragsteller in ihrem Zuständigkeitsbereich die Bescheinigung für 

Freibeträge auszustellen, d.h. für Leistungen nach dem SGB XII erfolgt die Ausstellung durch die jeweils 
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zuständige GS-Dienststelle, für Leistungen nach dem SGB II durch den jeweils zuständigen Standort von 

Jobcenter team.arbeit.hamburg. Die von der FHH beauftragten Schuldnerberatungsstellen stellen die 

Bescheinigung nur für Personen aus, die sich in der Beratung befinden. 

In der Regel erfolgt der Nachweis auf dem bundeseinheitlichen Bescheinigungsvordruck, den die 

Arbeitsgemeinschaft Schuldnerberatung der Verbände (AG SBV) und die Deutsche Kreditwirtschaft in 

Abstimmung mit dem Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz veröffentlicht haben. 

Das Gesetz sieht jedoch keinen Formzwang vor, d.h. der Nachweis kann auch über die Vorlage des 

Leistungsbescheides gegenüber der Bank erfolgen. 

Sind mit dem P-Konto erhöhte Kontoführungsgebühren oder eingeschränkte 
Bankleistungen verbunden? 
Nein. Nach Urteilen des Bundesgerichtshofes stellt das P-Konto keine besondere Kontoart mit selbständigen 

Hauptleistungspflichten dar, sondern ist herkömmliches Girokonto, das aufgrund einer den Girovertrag 

ergänzenden Vereinbarung zwischen der Bank und dem Kunden als P-Konto geführt wird. Die Führung eines P-

Kontos stellt auch keine zusätzliche, rechtlich nicht geregelte Sonderleistung der Bank dar; diese erfüllt vielmehr 

eine ihr durch § 850k Abs. 7 ZPO auferlegte gesetzliche Pflicht. Dementsprechend dürfen gegenüber einem 

normalen Girokonto keine höheren Kontoführungsentgelte erhoben oder vertraglich vereinbarten Bankleistungen 

automatisch zum Nachteil des Kunden verändert werden (BGH, Urteil vom 16.07.13 – XI ZR 260/12 – sowie 

Urteile vom 13.11.12 – XI ZR 145/12, XI ZR 500/11 –). 

Wann erfolgt die Auskehrung des übersteigenden Guthabens an die Gläubiger? 
(ehem. „Monatsanfangproblem“ von Sozialleistungen) 
Guthaben auf dem P-Konto, welches den monatlichen Freibetrag übersteigt, wird erst nach Ablauf des 

Folgemonats nach der Gutschrift an die Gläubiger ausgekehrt (§ 835 Abs. 4 ZPO). 

Diese Regelung ist insbesondere für Sozialleistungen von besonderer Bedeutung: In besonderen Fällen kann es 

vorkommen, dass Sozialleistungen in einem Kalendermonat doppelt ausgezahlt werden, z.B. am 1. des Monats 

zur Deckung der Bedarfe im laufenden Monat und am 30./31. zur Deckung der Bedarfe im Folgemonat. Durch 

diese doppelten Einkünfte wird der auf den Kalendermonat bezogene Freibetrag schnell überschritten. Durch die 

o.g. Regelung ist jedoch sichergestellt, dass Sozialleistungen auch dann vor Pfändungen geschützt werden, wenn 

sie am Monatsende für den Folgemonat gezahlt wurden. 

Kann ein Girokonto in ein P-Konto umgewandelt werden, auch wenn es bereits 
überzogen ist? 
Ja, der gesetzliche Umwandlungsanspruch nach § 850k Abs. 7 ZPO erstreckt sich auch auf ein Girokonto mit 

Kontostand im Soll. Allerdings ist zu beachten, dass sich der Kontopfändungsschutz im Rahmen des P-Kontos 

nur auf das vorhandene Guthaben bezieht. Bis das Konto ausgeglichen ist, werden Zahlungseingänge weiterhin 

mit dem Minus verrechnet. Allerdings genießen Sozialleistungen (z.B. SGB II, SGB XII, Kindergeld) einen 

besonderen Schutz beim P-Konto: 

Werden Sozialleistungen auch dann geschützt, wenn ein P-Konto überzogen ist? 
Ja. Zwar gilt der Kontopfändungsschutz im Rahmen des P-Kontos grundsätzlich nur für ein vorhandenes 

Guthaben (s.o.). Eine gesetzliche Ausnahme stellt jedoch der Eingang von Sozialleistungen dar: Über 

Sozialleistungen können Kontoinhaber auch bei einem überzogenen P-Konto innerhalb von 14 Tagen verfügen 

(§ 850k Abs. 6 ZPO). Es gilt ein grundsätzliches Verbot von Auf-/Verrechnungen von Sozialleistungen für 

diesen Zeitraum. Allerdings dürfen Kreditinstitute Kontoführungsgebühren einbehalten. 

Im Übrigen gilt wieder der allgemeine Guthabenschutz des P-Kontos, sobald das Konto nicht mehr im Soll 

geführt (d.h. nicht mehr überzogen) wird. 

Besteht die Möglichkeit, eine Unpfändbarkeit des Kontoguthabens anzuordnen? 
Ja. Auf Antrag des Kontoinhabers/Schuldners gegenüber dem Vollstreckungsgericht kann angeordnet werden, 

dass das Guthaben auf dem P-Konto für die Dauer von bis zu zwölf Monaten der Pfändung nicht unterworfen 

wird. Voraussetzung ist, dass der Kontoinhaber nachweisen kann, dass seinem Konto in den letzten sechs 

Monaten vor Antragstellung ganz überwiegend nur unpfändbare Beträge gutgeschrieben worden sind, und er 

glaubhaft macht, dass auch innerhalb der nächsten zwölf Monate nur ganz überwiegend nicht pfändbare Beträge 

zu erwarten sind (§ 850l ZPO). Dies kann z.B. bei Personen der Fall sein, die eine sehr geringe Alters- oder 

Erwerbsminderungsrente erhalten und ergänzende Leistungen nach Kap. 4 SGB XII beziehen. 

Was kann noch bei Überschuldung getan werden? 
Bei akuten Schuldenproblemen stellt die Einrichtung eines P-Kontos nur einen Baustein dar. Grundsätzlich sollte 

auf das umfassende Angebot der Hamburger Schuldnerberatungsstellen hingewiesen werden. Insbesondere für 

Leistungsberechtigte nach dem SGB II, SGB XII und § 2 AsylbLG sowie für Geringverdiener werden die 

Beratungskosten vollständig übernommen. Im Übrigen wird auf die Arbeitshilfe zur Durchführung der 

Schuldnerberatung nach § 11 Abs. 5 SGB XII hingewiesen. 
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 Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz: "Das Pfändungsschutzkonto (P-Konto)" 

 Verbraucherzentrale Nordrhein-Westfalen: „Das P-Konto als Schutz vor Kontopfändung" 

 

http://www.bmjv.de/DE/Themen/FinanzenUndAnlegerschutz/ZwangsvollstreckungPfaendungsschutz/Pfaendungsschutzkonto.html
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